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Checkliste für Rechtsschutzfälle 

Welcher Sachverhalt liegt dem Rechtsschutzersuchen zu Grunde und was 
möchte das Mitglied erreichen?  

Was ist bisher passiert (kurze Sachverhaltsschilderung) 
Welches Ziel verfolgt das Mitglied durch die Inanspruchnahme des Rechtsschutzes? 

Hierzu gehört es, die vollständige Korrespondenz zu dem streitgegenständlichen Sachverhalt 
zusammenzustellen und konkret darzustellen, was das Mitglied für sich erreichen will, und diese 
Angaben für das Dienstleistungszentrum zusammenzustellen. 

Besteht Eilbedürftigkeit? / Drohender Rechtsverlust durch Fristablauf? 

In vielen Rechtsschutzangelegenheiten droht durch Fristablauf ein vollständiger Rechtsverlust 
für unsere Mitglieder. Aus diesem Grunde ist als aller Erstes zu prüfen, ob etwaige Fristen oder 
auch der Aspekt der Verjährung zu beachten sind. Die meisten Fristen beginnen zu laufen, 
sobald das entsprechende fristenauslösende Schreiben dem Mitglied zugegangen ist. Deshalb 
ist immer zu klären, wann ein bestimmtes Schreiben dem Mitglied konkret zugegangen ist. 

Im Folgenden findet sich eine kurze Auflistung der für die Dienstleistungszentren erforderlichen 
Unterlagen und Informationen sowie der zu beachtenden Fristen, dargestellt im 
Zusammenhang mit den am häufigsten in den Dienstleistungszentren auftretenden 
Rechtsgebieten. 

Wir bitten darum, uns die Unterlagen nicht im Original, sondern nur in Kopie oder als 
PDF-Dateien zu übersenden. Damit soll sowohl das Risiko des Verlustes von Unterlagen auf dem 
Postweg vermieden werden als auch eine zügige Bearbeitung auch bei einer ggf. erforderlichen 
Vorlage von Unterlagen bei Gericht ermöglicht werden. 
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4. Sozialrecht

Hinsichtlich der Unterlagen und der zu beachtenden Fristen im Sozialrecht gelten die 
Ausführungen zum Beamten- und Verwaltungsrecht. 

Sachverhalt (inklusive Erhalt des Bescheides/Widerspruchsbescheides) 
Hilfreich wäre es hier allerdings, wenn schon etwaige fachärztliche Stellungnahmen / 
Befundberichte oder gar fachärztliche Gutachten, die sich konkret mit der 
entgegenstehenden Entscheidung oder sozialmedizinischen Stellungnahmen 
auseinandersetzen, soweit diese dem Mitglied vorliegen, beigefügt werden könnten. Dies 
gilt auch für ärztliche Verordnungen. 

Auch hier gilt in der Regel die Monatsfrist (ab Erhalt des Bescheides / 
Widerspruchsbescheides).




